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Abschrift 


Der Präsident des Bundesrates 


Bonn, den 19. Dezember 1969 


An den 

Vorsitzenden des Vermittlungsausschusses 
des Deutschen Bundestages und des Bundesrates 


Ich beehre mich mitzuteilen, daß der Bundesrat in seiner 
346. Sitzung am 19. Dezember 1969 beschlossen hat, hinsichtlich 
des vom Deutschen Bundestag am 12. Dezember 1969 verab- 
schiedeten 

Gesetzes über die Anpassung der Leistungen 
des Bundesversorgungsgesetzes (Erstes An- 
passungsgesetz — 1. AnpG KOV — ) 

— Drucksachen VI/77, VI/154 (neu) — 

zu verlangen, daß der Vermittlungsausschuß gemäß Artikel 77 
Abs. 2 des Grundgesetzes aus den in der Anlage angegebenen 
Gründen einberufen wird. 


Dr. Röder 


Bonn, den 19. Dezember 1969 


An den Herrn 

Präsidenten des Deutschen Bundestages 


Vorstehende Abschrift wird mit Bezug auf das dortige Schreiben 
vom 12. Dezember 1969 mit der Bitte um Kenntnisnahme über- 
sandt. 


Dr. Röder 


Druck: Bonner Universitäts-Buchdruckerci, 53 Bonn 1 
Alleinvertrieb: Verlag Dr. Hans Heger, 53 Bonn-Bad Godesberg 1, 
Postfach 821, Goethestraße 54, Tel. (0 22 29) 6 35 51 
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Anlage 


Gründe für die Einberufung des Vermittlungsausschusses 
zum Gesetz über die Anpassung der Leistungen des Bundes- 
versorgungsgesetzes 

(Erstes Anpassungsgesetz — 1. AnpG KOV) 


1. Zu Artikel I Nr. 8 Buchstabe a , 

Die Bestimmung erhält folgende Fassung: 

j 

,a) Absatz 1 erhält folgende Fassung: I 

„(1) Beschädigte erhalten eine monatliche | 
Grundrente bei einer Minderung der Erwerbs- j 
fähigkeit | 

um. 30 vom Hundert von 62 Deutsche Mark, i 
um 40 vom Hundert von 83 Deutsche Mark, 
um 50 vom Hundert von 1 12 Deutsche Mark, 
um 60 vom Hundert von 142 Deutsche Mark, 
um 70 vom Hundert von 195 Deutsche Mark, 
um 80 vom Hundert von 236 Deutsche Mark, 
um 90 vom Hundert von 284 Deutsche Mark, 

bei Erwerbsunfähigkeit 

von 319 Deutsche Mark. 

Die Grundrente erhöht sich für Schwerbeschä- i 
digte, die das 65. Lebensjahr vollendet haben, i 
um 12 Deutsche Mark." 

2. Zu Artikel I Nr. 9 

Die Bestimmung erhält folgende Fassung: 

,9. § 32 Abs. 2 erhält folgende Fassung: 

I 

„(2) Die volle Ausgleichsrente beträgt mo- , 
natlich bei einer Minderung der Erwerbs- ' 
fähigkeit | 

um 50 vom Hundert 142 Deutsche Mark, 

um 60 vom Hundert 142 Deutsche Mark, 

um 70 vom Hundert 195 Deutsche Mark, 

um 80 vom Hundert 236 Deutsche Mark, 

um 90 vom Hundert 284 Deutsche Mark, 

bei Erwerbsunfähigkeit 319 Deutsche Mark." ' 

3. Zu Artikel I Nr. 12 Buchstabe a 

Die Bestimmung erhält folgende Fassung: 

,a) In Absatz 1 werden in Satz 1 die Zahl „115" 
durch die Zahl „136" und in Satz 2 die Worte 
„195, 275, 355 oder 460 Deutsche Mark" durch 
die Worte „230, 325, 419 oder 543 Deutsche 
Mark" ersetzt.' 


4. Zu Artikel I Nr. 13 

Die Bestimmung erhält folgende Fassung: 

,13. In § 40 wird die Zahl „150" durch die Zahl 
„192" ersetzt.' 

5. Zu Artikel I Nr. 15 

Die Bestimmung erhält folgende Fassung: 

,15. In § 41 Abs. 2 wird die Zahl „150" durch 
die Zahl „192" ersetzt.' 

6. Zu Artikel I Nr. 17 

Die Bestimmung erhält folgende Fassung: 

,17. In § 46 werden die Zahl „45" durch die Zahl 
„53" und die Zahl „85" durch die Zahl „100" 
ersetzt' 

7. Zu Artikel I Nr. 18 

Die Bestimmung erhält folgende Fassung: 

,18. In § 47 Abs. 1 werden die Zahl „80" durch 
die Zahl „94" und die Zahl „110" durch die 
Zahl „130" ersetzt.' 

8. Zu Artikel I Nr. 19 

Die Bestimmung erhält folgende Fassung: 

,19. § 51 wird wie folgt geändert: 

a) In Absatz 1 werden die Zahl „200" durch 
die Zahl „236" und die Zahl „135" durch 
die Zahl „159" ersetzt. 

b) In Absatz 2 werden die Zahl „40" durch 
die Zahl „47" und die Zahl „30" durch die 
Zahl „35" ersetzt. 

c) In Absatz 3 werden die Zahl „125" durch 
die Zahl „148" und die Zahl „90" durch 
die Zahl „106" ersetzt.' 


Begründung 

Die vorgesehene Erhöhung der Grundrenten für Be- 
schädigte um durchschnittlich nur 16®/o entspricht 
nicht der tatsächlichen wirtschaftlichen Entwicklung, 
wie vor allem auch durch den Kriegs- und Wehr- 
dienstopferbericht 1969 der Bundesregierung nach- 
gewiesen wird. Die wichtigsten volkswirtschaft- 
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liehen Orientierungsdaten, wie sie in diesem Bericht 
gemäß der Vorschrift des § 56 BVG als Grundlage 
für die Beurteilung der wirtschaftlichen Leistungs- 
fähigkeit und des realen Wachstums der Volks- 
wirtschaft festgestellt werden, bewegen sich zwi- 
schen 16 und 22,4 ‘t o (Durchschnitt: 18,8 ^/o). 

Wie auch vom Bundestag bei Verabschiedung aller 
Neuordnungsgesetze zum Bundesversorgungsgesetz 
immer wieder festgestellt wurde, konnten die Ver- 
sorgungsbezüge der Berechtigten in der Vergangen- 
heit nie die Erhöhungen erfahren, wie sie im Ver- 
gleich zu den Anpassungs- und Erhöhungsgesetzen 
auf anderen Gebieten, beispielsweise in der Renten- 
und in der Unfallversicherung, an sich notwendig 
gewesen wären. Schon im Hinblick auf den hierdurch 
entstandenen Nachholbedarf, der durch die jetzt be- 
schlossene Neufassung des § 56 (vgl. zu Artikel I 
Nr, 20) nicht behoben wird, erscheint es nicht ange- 
bracht, die Versorgungsbezüge der Beschädigten mit 
nur 16 ^/o, d. h. also in Höhe der im Kriegs- und 
Wehrdienstopferbericht 1969 der Bundesregierung 


für eine Anpassung festgestellten niedrigsten Orien- 
tierungszahl anzuheben. Davon ausgehend, daß im 
Hinblick auf die Mehrausgaben von 938 Millionen 
Deutsche Mark jährlich durch den vorliegenden Ent- 
wurf des Ersten Anpassungsgesetzes der gesamte 
Nachholbedarf nicht sofort berücksichtigt werden 
kann, sieht der obige Antrag eine durchschnittliche 
Erhöhung der Grundrenten für Beschädigte in Höhe 
von 18,05^/0 vor. Gleichzeitig sind Anhebungen in 
etwa gleicher Höhe auf Erhöhung der Ausgleichs- 
renten für Beschädigte, der Sätze für die Pflege- 
zulagen, der Grund- und Ausgleichsrenten für Wai- 
sen sowie der Elternrenten vorgesehen. Dabei soll 
die Witwenrente entsprechend der in der Vorlage 
vorgesehenen Regelung weiterhin 60 vom Hundert 
der Rente eines erwerbsunfähigen Beschädigten be- 
tragen. 

Die durch die beantragten Änderungen gegenüber 
der vom Deutschen Bundestag beschlossenen Fas- 
sung entstehenden Mehraufwendungen belaufen sich 
auf etwa 115 Millionen Deutsche Mark, 
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